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Text 

Unfall, Notfallplan 

§ 11. (1) Der Betreiber einer gentechnischen Anlage 

 1. hat unter Bedachtnahme auf die jeweilige Arbeit mit GVO alle nach dem Stand von Wissenschaft 
und Technik zur Vermeidung von Unfällen notwendigen Maßnahmen zu treffen und daher 
insbesondere Vorkehrungen zu treffen, durch die das Risiko und die Auswirkungen von Unfällen 
so gering wie möglich gehalten werden. Bei der Wahl der Maßnahmen sind bei Arbeiten mit 
GVM in den Sicherheitsstufen 3 oder 4 im kleinen Maßstab oder bei Arbeiten mit GVM in den 
Sicherheitsstufen 2, 3 oder 4 im großen Maßstab mögliche innerbetriebliche Gefahrenquellen, 
wie fehlerhafter Ablauf von Prozessen, Versagen von Anlageteilen oder Fehlverhalten des 
Personals, außerbetriebliche Risken und mögliche Eingriffe durch Unbefugte, angemessen zu 
berücksichtigen; 

 2. darf Arbeiten mit GVM in den Sicherheitsstufen 3 oder 4 im kleinen Maßstab oder in den 
Sicherheitsstufen 2, 3 oder 4 im großen Maßstab nur aufnehmen, wenn ein Notfallplan vorliegt 
und dieser der Behörde und der zuständigen Feuerwehr übermittelt wurde. Der Notfallplan hat 
die im Falle eines Unfalls erforderlichen innerbetrieblichen Maßnahmen und 
Sicherungsanleitungen für die dort Beschäftigten und für die Feuerwehr zu enthalten; dem 
Notfallplan ist ein Schema für den Benachrichtigungsablauf und für Maßnahmen zur 
Inaktivierung ausgetretener GVM anzuschließen. Der Notfallplan ist der spezifischen Art der 
Arbeiten mit GVM und dem jeweiligen Stand von Wissenschaft und Technik anzupassen. Ein 
weiteres Exemplar des Notfallplans ist der Bezirksverwaltungsbehörde zu übermitteln; der 
Notfallplan ist zusätzlich in der Brandmeldezentrale der Anlage für die Feuerwehr leicht 
zugänglich aufzulegen; 

 3. hat bei allen Arbeiten mit GVM in den Sicherheitsstufen 3 oder 4 im kleinen Maßstab und der 
Sicherheitsstufen 2, 3 oder 4 im großen Maßstab einen während der Arbeiten mit GVM 
anwesenden oder zumindest kurzfristig erreichbaren Bereitschaftsdienst einzurichten und diesen 
hinsichtlich der Maßnahmen des Notfallplans auszubilden; 

 4. hat bei allen erstmaligen Arbeiten mit GVM in der Sicherheitsstufe 4 im kleinen Maßstab und in 
den Sicherheitsstufen 2, 3 oder 4 im großen Maßstab die Anrainer spätestens sechs Wochen ab 
Beginn der Arbeiten mit GVM in einer allgemein verständlichen Form über die nach dem Stand 
von Wissenschaft und Technik erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen und das Verhalten im Falle 
eines Unfalles zu informieren; diese Informationen sind nach drei Jahren ab Beginn der Arbeiten 
zu überprüfen, erforderlichenfalls zu aktualisieren und gegenüber der betroffenen Öffentlichkeit 
zu erneuern, sowie danach in regelmäßigen, fünf Jahre nicht übersteigenden Zeiträumen zu 
wiederholen. 

 5. hat bei allen Arbeiten mit GVM in der Sicherheitsstufe 4 im kleinen Maßstab und in den 
Sicherheitsstufen 2, 3 oder 4 im großen Maßstab die in der gentechnischen Anlage Beschäftigten 
einmal im Jahr durch Unterweisung in der gentechnischen Anlage über die im Falle eines Unfalls 
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zur Verringerung der nachteiligen Folgen für die Sicherheit (§ Z 1) erforderlichen Maßnahmen 
zu informieren. 

(2) Bei Unfällen bei Arbeiten mit GVM der Sicherheitsstufe 2 im kleinen Maßstab und bei Unfällen 
bei Arbeiten mit transgenen Pflanzen und Tieren, die nicht der Risikogruppe 1 zugeordnet werden dürfen, 
sind der Unfallshergang und die ergriffenen Maßnahmen in den Aufzeichnungen gemäß § 34 Abs. 1 und 
2 zu protokollieren. Über Unfälle bei Arbeiten mit GVM in den Sicherheitsstufen 3 und 4 im kleinen 
Maßstab und in den Sicherheitsstufen 2 bis 4 im großen Maßstab hat der Betreiber die Behörde über den 
Unfall zu unterrichten. Der Behörde sind hiebei vom Betreiber unverzüglich, spätestens jedoch binnen 
eines Monats nach Eintritt des Unfallgeschehens 

 1. der Unfallshergang, 

 2. die Bezeichnung, Risikogruppe und Menge der ausgetretenen GVM, 

 3. alle für die Bewertung der Auswirkungen des Unfalls auf die Gesundheit der Bevölkerung und 
auf die Umwelt notwendigen Informationen, 

 4. die getroffenen Notfallmaßnahmen und 

 5. die Maßnahmen zur Beseitigung der Unfallfolgen 

schriftlich mitzuteilen. 

(3) Bei Arbeiten mit GVM in der Sicherheitsstufe 4 im kleinen Maßstab und in den Sicherheitsstufen 
2, 3 oder 4 im großen Maßstab ist die Behörde vom eingetretenen Unfall auch unverzüglich telefonisch 
oder durch Telefax zu verständigen. Der Betreiber hat, sofern nach dem Stand von Wissenschaft und 
Technik ein Risiko für die Gesundheit der Beschäftigten oder der Anrainer der gentechnischen Anlage 
anzunehmen ist, diese Personen unverzüglich vom Unfall zu informieren und geeignete 
Verhaltensmaßnahmen zu empfehlen. 

(4) Bei Unfällen gemäß Abs. 3 ist vom Betreiber und erforderlichenfalls von der Behörde eine 
Kontrolle (Monitoring) über die Auswirkungen des Unfalls auf die Sicherheit (§ 1 Z 1) durchzuführen. 

(5) Bei Unfällen gemäß Abs. 3 sind der örtlich zuständige Landeshauptmann sowie die örtlich 
zuständige Bezirksverwaltungsbehörde und Gemeinde zu verständigen. 


